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Einleitung

I. Einführung in die Problemstellung

Ein Hersteller für Werkzeugmaschinen schließt mit einem Handwerksunterneh-
men einen Kaufvertrag über den Bau und die Lieferung einer Fräsmaschine. Neben 
den Einzelheiten über die Beschaffenheit und die Auslieferung der Maschine ent-
hält der Vertrag eine Schiedsvereinbarung1. Die Schiedsvereinbarung sieht vor, 
dass alle aufkommenden Streitigkeiten im Zusammenhang mit dem Kaufvertrag 
letztverbindlich durch ein Schiedsgericht entschieden werden sollen. Nach Ver-
tragsschluss tritt der Hersteller die Forderung auf Kaufpreiszahlung sicherungs-
halber an eine Bank ab. Als das Handwerksunternehmen die Zahlung verweigert, 
möchte die Bank ihre Forderung gerichtlich festgestellt wissen und erhebt gegen-
über dem Handwerksunternehmen Klage vor einem staatlichen Gericht. Das be-
klagte Handwerksunternehmen bestreitet die Zuständigkeit unter Verweis auf die  
Schiedsvereinbarung und erhebt Schiedseinrede gemäß § 1032 Abs. I ZPO. Das 
staatliche Gericht hat demnach darüber zu entscheiden, ob die zwischen dem Her-
steller und dem Handwerksunternehmen zustande gekommene Schiedsvereinba-
rung auch Wirkungen gegenüber der Bank entfaltet. 

Weder das Prozessrecht noch das materielle Recht enthalten eine ausdrückliche 
Regelung darüber, ob und unter welchen Voraussetzungen der Zessionar an eine 
zwischen dem Zedenten und dem Schuldner abgeschlossene Schiedsvereinbarung 
gebunden wird. Aus diesem Grund wird in der Rechtsprechung und der Literatur 
ein Streit über die Folgen der Zession für die Schiedsvereinbarung geführt.2 Der 
Zession kommt eine enorme praktische Bedeutung zu. Der Rechtsverkehr muss 
die Folgen einer Forderungsabtretung für die Schiedsvereinbarung absehen und 
mit Blick auf die damit verbundenen Risiken bewerten können. Fehlt es an klaren 
Regelungen, ist der Rechtsverkehr einer weitgehenden Rechtsunsicherheit ausge-
setzt. In dem soeben beschriebenen Fall muss für die Bank vorhersehbar sein, ob 
die mittels der Zession erworbenen Ansprüche gegen das Handwerksunternehmen 
vor einem staatlichen Gericht oder einem Schiedsgericht durchzusetzen sind. Um-
gekehrt muss auch das Handwerksunternehmen absehen können, ob die Rechts-

	 1	Als Schiedsvereinbarung wird im Folgenden die Vereinbarung der Schiedsparteien be-
zeichnet, Streitigkeiten im Bezug auf ein bestimmtes Rechtsverhältnis der Entscheidung durch 
ein Schiedsgericht zu unterwerfen (enges Verständnis). Der Begriff der Schiedsvereinbarung 
umfasst demnach nicht die Einigung der Parteien, auf welche Art und Weise das Schiedsver-
fahren durchzuführen ist (weites Verständnis). 
	 2	Siehe ausführlich zur Bindung des Zessionars an die Schiedsvereinbarung unten Kapi-
tel 2, I. 
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nachfolger des Herstellers an die Schiedsvereinbarung gebunden werden können, 
soweit die Streitigkeiten im Zusammenhang mit einer Forderung des Kaufvertrages 
stehen. Vergleichbare Unsicherheiten im Hinblick auf die subjektive Reichweite der 
Schiedsvereinbarung bestehen neben der Zession überall dort, wo zwischen den 
Schiedsparteien3 und einem Dritten4 eine rechtliche Beziehung besteht. 

In Fällen mit grenzüberschreitenden Bezügen wird die Entscheidung über das 
Bestehen einer wirksamen Schiedsvereinbarung weiter verkompliziert. Als Folge 
der Globalisierung stammen die Vertragspartner häufig aus unterschiedlichen Län-
dern. In dem soeben beschriebenen Fall könnte der Hersteller (Zedent) seinen Sitz 
in Deutschland, das Handwerksunternehmen (Schuldner) seinen Sitz in Frankreich 
und die Bank (Zessionar) ihren Sitz in England haben. Darüber hinaus kommt in 
Betracht, dass gemäß dem Inhalt der Schiedsvereinbarung ein Schiedsgericht mit 
Sitz in der Schweiz für aufkommende Streitigkeiten zuständig sein und aufgrund 
einer Rechtswahlvereinbarung der Kaufvertrag dem italienischen Recht unter-
liegen soll. Die Frage, ob eine zwischen dem Zedenten und dem Schuldner abge-
schlossene Schiedsvereinbarung auch gegenüber dem Zessionar ihre Wirkungen 
entfaltet, könnte demnach dem deutschen, französischen, englischen, dem schwei-
zerischen oder dem italienischen Recht zu entnehmen sein. Bevor in der Sache 
über die Bindung des Zessionars an die Schiedsvereinbarung entschieden werden 
kann, muss daher festgestellt werden, welche Rechtsordnung für betreffende Fra-
gen zur Anwendung gelangt. Geht der Zessionar beispielsweise in Deutschland 
vor einem staatlichen Gericht gegen den Schuldner vor und erhebt der Schuldner 
die Schiedseinrede, hat das Gericht dementsprechend zunächst das anzuwendende 
Recht zu ermitteln. 

Anhand von Kollisionsnormen5 ist das Sachrecht6 zu ermitteln, welches über 
die Bindung des Zessionars an die Schiedsvereinbarung entscheidet. Bereits die 
Ermittlung der Kollisionsnormen bereitet Schwierigkeiten.7 Über den Anwen-
dungsbereich des UN-​Übereinkommens vom 10. Juni 1958 über die Anerken-

	 3	Als „Schiedspartei“ sollen die am Abschluss der Schiedsvereinbarung unmittelbar be-
teiligten Personen bezeichnet werden. Entsprechend am Abschluss der Schiedsvereinbarung 
beteiligt ist eine Person dann, wenn diese sich selbst und unmittelbar mit einer anderen Person 
auf den Abschluss einer Schiedsvereinbarung verständigt. 
	 4	Als „Dritter“ wird derjenige bezeichnet, der am Abschluss der Schiedsvereinbarung nicht 
unmittelbar beteiligt gewesen ist.
	 5	Als „Kollisionsrecht“ oder „Kollisionsnormen“ werden diejenigen Rechtsregeln einer 
Rechtsordnung bezeichnet, deren Rechtsfolgen darauf gerichtet sind, eine für die Sachent-
scheidung maßgebliche Rechtsordnung zu bestimmen und demnach keine unmittelbare Ent-
scheidung in der Sache anordnen. Zum Begriff der Kollisionsnorm unten Kapitel 1 I. 2. a) aa).
	 6	Als „Sachrecht“ werden diejenigen Rechtsregeln einer Rechtsordnung bezeichnet, deren 
Rechtsfolgen eine unmittelbare Sachentscheidung anordnen und im Gegensatz zu Kollisions-
normen nicht lediglich eine Verweisung auf eine maßgebliche Rechtsordnung aussprechen. 
Zur Abgrenzung von Sach-​ und Kollisionsnormen unten Kapitel 1 I. 2. a) aa).
	 7	Umfassend zur Ermittlung des maßgeblichen Kollisionsrechts für die Schiedsverein
barung unten Kapitel 1 III.
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nung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche8 und die darin enthaltenen 
Kollisionsnormen herrscht Streit.9 Daneben kommt in Betracht, dem autonomen 
Zivilprozessrecht eine maßgebliche Kollisionsnorm zu entnehmen.10 Seit dem In-
krafttreten der Rom I-​VO11 wird die Diskussion über die Bestimmung des für die 
Schiedsvereinbarung maßgeblichen Rechts um das vereinheitlichte europäische 
Kollisionsrecht erweitert. Aufgrund der Bereichsausschlussklausel des Art. 1 
Abs. II lit. e Rom I-​VO, welche die Schiedsvereinbarung vom Anwendungsbereich 
der Verordnung ausnimmt, wird über die Anwendung der Verordnung auf Fragen 
betreffend die Schiedsvereinbarung gestritten.12 Trotz der Vielzahl an in Betracht 
kommenden Kollisionsnormen stellt das Kollisionsrecht keine ausdrückliche Kol-
lisionsregel für die Frage bereit, welches Sachrecht für die Entscheidung über die 
subjektive Reichweite der Schiedsvereinbarung berufen ist. Aus diesem Grund ist 
weitgehend unklar, welche Rechtsordnung für die Entscheidung darüber berufen 
wird, ob der Zessionar, die persönlich haftenden Gesellschafter oder andere Dritte 
an eine Schiedsvereinbarung gebunden werden. 

Neben dem Fehlen einer ausdrücklichen Regelung werden die Unklarheiten 
durch die ungeklärte Rechtsnatur der Schiedsvereinbarung verstärkt.13 Es wird 
seit vielen Jahren darüber gestritten, ob die Schiedsvereinbarung dem materiel-
len Recht oder dem Prozessrecht zuzuordnen ist.14 Hat das Gericht gemäß dem 
Grundprinzip forum regit processum sein eigenes Prozessrecht anzuwenden15, 
könnte eine prozessuale Einordnung der Schiedsvereinbarung dazu führen, dass 
stets das am Gerichtsort geltende Sachrecht über Fragen betreffend die Schieds-
vereinbarung zur Anwendung zu bringen ist. Lässt sich die Schiedsvereinbarung 
jedoch dem materiellen Recht zuordnen, könnte das für die Schiedsvereinbarung 
maßgebliche Sachrecht über das Kollisionsrecht zu ermitteln sein.

Das Fehlen klarer Regelungen hat eine verfassungsrechtliche Dimension. Mittels 
der Schiedsvereinbarung verzichten die Schiedsparteien auf eine Sachentschei-
dung durch staatliche Gerichte und somit auf den gesetzlichen Richter. Wird ein 

	 8	UN-​Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schieds-
sprüche vom 10.06.1958, BGBl 1962 II S. 102. Das Übereinkommen soll im Folgenden als 
„New York Convention“ oder „UN-​Ü“ bezeichnet werden.
	 9	Zum Anwendungsbereich der New York Convention unten Kapitel 1 III. 1. a) cc) (1).
	 10	Zur Diskussion über ein in der Zivilprozessordnung enthaltenes Sonderkollisionsrecht 
für die Schiedsvereinbarung unten Kapitel 1 III. 1. a) ff).
	 11	Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 
2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom I), Amtsblatt 
EU Nr. L 177 vom 4.7.2008, S. 6, ber. Amtsblatt Nr. L 309 vom 24.11.2009, S. 87. Im Folgen-
den „Rom I-​VO“.
	 12	Zur Anwendung der Rom I-​VO auf die Schiedsvereinbarung unten Kapitel 1 III. 1. a) ee).
	 13	Zum Einfluss der Rechtsnatur auf die Bestimmung des für die Schiedsvereinbarung maß-
geblichen Rechts unten Kapitel 1 I. 2.
	 14	Zum Meinungsstand bezüglich der Rechtsnatur der Schiedsvereinbarung unten Kapi-
tel 1 I. 1.
	 15	Hierzu Schack, IZVR, Rn. 44 ff., m. w. N.




